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Satzung des Landschaftsverbandes Rheinland für den steuerlichen Betrieb 
gewerblicher Art des LVR-Archäologischen Parks Xanten / LVR-RömerMuseum 

vom 11. Dezember 2024 

Aufgrund von § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 Buchst. d der Landschaftsverbandsordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 657, LVerbO), von denen § 6 zuletzt durch Art. 3 des Gesetzes vom 15. November 
2016 (GV. NRW. S. 966) und § 7 zuletzt durch Art. 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 
2018 (GV. NRW. S. 759, ber. 2019, S. 23) geändert worden ist, hat die 
Landschaftsversammlung Rheinland am 11. Dezember 2024 folgende Satzung für den 
steuerlichen Betrieb gewerblicher Art des LVR-Archäologischen Parks Xanten / LVR-
RömerMuseum des Landschaftsverbandes Rheinland beschlossen:  

§ 1 

Der LVR-Archäologische Park Xanten / LVR-RömerMuseum mit Sitz in Xanten verfolgt 
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

Zweck der Körperschaft (steuerlicher Betrieb gewerblicher Art des Museums) ist die 
Förderung von Wissenschaft und Forschung, die Förderung von Kunst und Kultur, die 
Förderung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, die Förderung der Erziehung, 
Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe, die Förderung des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes und 
der Naturschutzgesetze der Länder, einschließlich des Klimaschutzes sowie die Förderung 
der Hilfe für Behinderte.  

Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die Unterhaltung des Museums 
und des Archäologischen Parks. 

§ 2 

Die Körperschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

§ 3 

Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
Der Landschaftsverband Rheinland erhält keine Zuwendungen aus Mitteln der 
Körperschaft. 

Der Landschaftsverband Rheinland erhält bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft 
oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als seine eingezahlten 
Kapitalanteile und den gemeinen Wert seiner geleisteten Sacheinlage zurück. 

§ 4 

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

  



Bekanntmachung der Satzung für den steuerlichen Betrieb gewerblicher Art des LVR-
Archäologischen Parks Xanten / LVR-RömerMuseum 

Seite 2 von 2 
 

§ 5 

Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Vermögen der Körperschaft an den Landschaftsverband Rheinland, der es 
unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu 
verwenden hat. 

§ 6 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung des Landschaftsverbandes Rheinland über die Gemeinnützigkeit des Betriebes 
gewerblicher Art Museen des Landschaftsverbandes vom 11. September 1997 (GV. NW. 
1997 S. 391) außer Kraft. 

Die vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Absatz 2 der Landschaftsverbandsordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 657), der zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. November 2016 
(GV. NRW. S. 966) geändert worden ist, bekannt gemacht. 

Nach § 6 Absatz 3 Landschaftsverbandsordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 657), der zuletzt durch Art. 9 des Gesetzes vom 1. 
Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) geändert worden ist, kann die Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Landschaftsverbandsordnung gegen die Satzung 
nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

- eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

- die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

- die Direktorin des Landschaftsverbandes hat den Beschluss der 
Landschaftsversammlung vorher beanstandet oder 

- der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Landschaftsverband vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

Köln, den 11. Dezember 2024 

Die Direktorin 
des Landschaftsverbandes Rheinland 

Ulrike L u b e k  


